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Intensiv diskutierte (und auch
ansatzweise verhandelte) The-
men waren
● die DGB-Forderung nach

Übertragung des Tarifab-
schlusses auf den saarländi-
schen Beamtenbereich,

● die Umsetzungsstrategie des
Saarlandes bzgl. der Födera-
lismusreform.
Zu 1.
Die klare und unmissver-

ständliche Gewerkschaftsforde-
rung nach zeit- und inhaltsglei-
cher Übertragung des Tarifab-
schlusses auf den Beamtenbe-
reich wurde zunächst unserer-
seits begründet.

Wir wiesen insbesondere auf
entsprechende Regelungen
anderer Bundesländer hin. So
hat jüngst etwa die Landesre-
gierung in Baden-Württemberg
auch für Beamtinnen und
Beamte sowie Versorgungsemp-
fänger Einmalzahlungen für 2006
und 2007 beschlossen, und zwar
unter ausdrücklichem Hinweis
auf „die berechtigten Erwar-
tungen der Beamten, an der wirt-
schaftlichen Entwicklung teilzu-
haben“.

Oder das Beispiel Bayern:
Der bayrische Finanzminister
Faltlhauser hat vor wenigen
Tagen gegenüber der Öffent-
lichkeit erklärt: „Wir gehen mit
den Sonderzahlungen im Beam-

tenbereich um 54 Millionen
Euro über das Tarifergebnis hi-
naus.“

Auch riefen wir dem saarlän-
dischen Regierungschef seine
eigenen Aussagen in der Saar-
brücker Zeitung am 26. August
diesen Jahres in Erinnerung:„Das
Ende der Fahnenstange ist
erreicht. Die Beamten müssen
bis 2009 keine weiteren Opfer
bringen!“

Nach Arbeitszeiterhöhung,
realen Einkommensverlusten
über einige Jahre, massiven Ein-
schnitten bzw. Belastungen bei
der Beihilfe und der Altersver-
sorgung, sowie einer mehr als
schmerzhaften Kürzung bzw.
Streichung von Weihnachts- und
Urlaubsgeld sollte eine inhalts-
gleiche Übertragung des Tarifer-
gebnisses auch wirklich kein
Luxus sein.

Diesen Argumenten begeg-
nete der Ministerpräsident
jedoch mit dem Hinweis auf die
Haushaltsnotlage des Saarlan-
des. Genau wie in Bremen werde
er deshalb die Einmalzahlungen
aus dem Tarifabschluss für die
Jahre nicht übertragen können.
Insbesondere vor dem Hinter-
grund der zu erwartenden Argu-
mentation des Bundesverfas-
sungsgerichtes im Hinblick auf
die Zukunft des Länderfinanz-
ausgleiches bzw. einer wieder-

holten zusätzlichen Entschul-
dung des Landes könne man sich
eben nicht an finanzstarken, son-
dern allenfalls finanzschwachen
Ländern orientieren.

Selbst für eine Übertragung
der prozentualen/linearen Anpas-
sung sei eigentlich kein Spielraum
vorhanden.

Nach einer intensiven Debatte
wurde schließlich ein erstes
Ergebnis erzielt:
● Ab 1. Januar 2008 erfolgt eine

lineare Besoldungserhöhung

analog dem Tarifbereich um
2,9%!

● Es gibt eine zeit- und inhalts-
gleiche Anpassung der Ver-
sorgungsbezüge, also keine
Abkoppelung der Pensionäre!

● Eine Vorabzahlung bereits in
2007, ob einmalig, linear oder
linear plus „Sockelung“ wird
geprüft. Dazu wurde ein wei-
teres Gespräch nach Auslotung
der Spielräume verabredet.

DGB-SPITZENGESPRÄCH

LANDESJOURNALSAARLAND

Besoldungs- und Versorgungsanpassung
nach der Tarifrunde 2006
Von Hugo Müller

Am 17. Oktober 2006 kam es in Sachen Besoldungs-
anpassung zu einem Spitzengespräch der Ö.-D.-Gewerk-
schaften im DGB Saar mit der Landesregierung. Am
Spitzengespräch nahmen ver.di-Landesleiter Rolf Linsler,
GdP-Landesvorsitzender Hugo Müller, GEW-Landesvor-
sitzender Klaus Kessler, sowie der Landesvorsitzende
des DGB Saar, Eugen Roth, sowie Ministerpräsident
Peter Müller, der Chef der Staatskanzlei und Minister,
Karl Rauber, sowie Innenstaatssekretär Gerd Müllen-
bach teil.

Fortsetzung auf Seite 2

Allen Kolleginnen, Kollegen und ihren Familien

Frohe Weihnachten 
und ein friedvolles gutes neues Jahr 2007

Hugo Müller, Landesvorsitzender
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● Nach Darstellung der beson-
deren Belastungssituation der
Polizeibeschäftigten und der
Notwendigkeit, über andere
Maßnahmen einen gewissen

Ausgleich zu ermöglichen,war
der Ministerpräsident zu fol-
genden Zugeständnissen
bereit:

● Keine weiteren Verschlechte-
rungen bei der Beihilfege-
währung bis zum Ende dieser
Legislaturperiode, also bis
2009.

● Die in den letzten Jahren ver-
ordneten und aktuell ange-
wandten Verschlechterungen
bei der Beihilfe werden im
Hinblick auf ihre sozialen Aus-
wirkungen überprüft und
eventuell korrigiert.

● Ein Ausgleich der Einschnitte
bei den Sonderzuwendungen
(Urlaubs-/Weihnachtsgeld)
durch strukturelle Verbesse-
rungen bei den Beförderun-
gen in der saarländischen Poli-
zei, z.B.Vorschlag der GdP zur
Lösung des „POM-Proble-
mes“, wird wieder aufgegrif-
fen und geprüft.

● Um zum letztgenannten Punkt
dem Ministerpräsidenten die
Details nochmals darzulegen,
wurde er mit nachfolgend
abgedrucktem Brief über die
Situation informiert.
Zu 2.
Zur Umsetzung der Födera-

lismusreform wurde für den Zeit-
raum ab 2007 (vermutlich Früh-
jahr) eine gemeinsame Kommis-
sion bzw. ein runder Tisch mit
breiter Beteiligung aller rele-
vanten Gruppen, Verbände und
Organisationen verabredet.
Dabei wurde vereinbart, dass
grundsätzlich keine Eile bestehe.
Deshalb werde zunächst die Ent-
wicklung auf Bundes- und Län-
derebene genau analysiert und
mit eigenen Überlegungen und
Rahmenbedingungen verbunden.

LANDESJOURNAL

Sehr geehrter Herr Minister-
präsident,

wir hatten am 17.Oktober 2006
Gelegenheit, mit Ihnen über die
Umsetzung bzw.Übertragung des
Tarifergebnisses auf die Beam-
tenschaft im Saarland zu reden.
Zu Ihrer Information lege ich ein
Flugblatt bei, das wir von Seiten
der GdP am Folgetag in der saar-
ländischen Polizei veröffentlicht
haben.

Vor dem Hintergrund der aus
Ihrer Sicht eigentlich nicht „leist-
baren“ Einmalzahlung für 2006
und 2007 hatten wir dann über
„Ausgleichsmaßnahmen“ gespro-
chen, u. a. etwa über die Idee,
keine weiteren Einschnitte bei
der Beihilfe vorzusehen.Ich hatte
dann auch nochmals ins Gespräch
gebracht, dass es wohl im ver-
gangenen Jahr im Finanzminis-
terium den Gedanken gab, als
Ausgleich für die doch harten
Einschnitte im Bereich des Weih-
nachts- und Urlaubsgeldes das
Beförderungsbudget zu erhöhen.
Dieser Gedanke wurde bislang
aber nicht weiter verfolgt.

Erlauben Sie mir, in diesem
Zusammenhang auf ein beson-
deres polizeispezifisches Problem
hinzuweisen,dessen Lösung auch
als Ausgleichsmaßnahme im oben
genannten übergeordneten Sinne
wirken würde:

Unter Berücksichtigung des
heutigen Berufsbildes Polizei und
der insbesondere durch das sog.
Kienbaum-Gutachten gezogenen
Vergleiche zu anderen Berufs-
bildern inner- und außerhalb der
Verwaltung wurde zu Beginn des
vergangenen Jahrzehntes bun-
desweit die Idee der zweigeteil-
ten Laufbahn für die Polizei ent-
wickelt, also die Zuordnung zum
gehobenen und höheren Dienst.
Auch im Saarland fiel eine ent-
sprechende politische Grund-
entscheidung mit der Konse-
quenz, dass seit dem Jahre 1996
Einstellungen zur saarländischen
Polizei ausschließlich direkt zum
gehobenen Dienst erfolgen. Da
seinerzeit die vorhandenen
Beamtinnen und Beamten aber
noch überwiegend im mittleren
Dienst angesiedelt waren, gab es
parallel verstärkte Anstrengun-
gen, sich über eine Intensivierung
der Aufstiegsausbildung sowie
verschiedene Modelle der direk-

ten Überleitung vom mittleren
zum gehobenen Dienst der Rea-
lisierung der zweigeteilten Lauf-
bahn anzunähern. Leider wirk-
ten die seit 1995 vorgegebenen
engen Beförderungs-Budget-
Grenzen in diesem Zusammen-
hang mehr als kontraproduktiv.

Unmittelbar nach dem Regie-
rungswechsel im Jahre 1999
wurde im Innenministerium eine
„Konzeption zur Personalent-
wicklung und Entwicklung der
Stellenstruktur in der saarländi-
schen Vollzugspolizei für die
Jahre 2001 bis 2005“ vorbereitet.
Ihr Ziel sollte sein, die in Ihrer
Regierungserklärung vom 27.

Oktober 1999 vorgegebene deut-
liche Erhöhung des Stellenantei-
les des gehobenen Polizeivoll-
zugsdienstes tatsächlich zu reali-
sieren sowie die Wahlaussagen
zur Eröffnung einer angemesse-
nen Beförderungsperspektive für
die saarländische Vollzugspolizei
umzusetzen.

Schließlich billigte der Minis-
terrat die Konzeption, indem er
am 6. Februar 2001 unter Punkt
2 der Tagesordnung „die in der
Konzeption dargestellten Maß-
nahmen für das Jahr 2001 und die
Planungen für die Folgejahre
2002 bis 2005 zustimmend zur
Kenntnis nahm“.

Mit ein entscheidender Punkt
dieser nunmehr vom Ministerrat
beschlossenen Konzeption war,
dass nach fünf Jahren, also am
Ende des Jahres 2005, alle in der
Bes.-Gr. A 7 und A 8 befindli-
chen Beamtinnen und Beamten
mindestens in der Bes.-Gr.A 9 m.
D. sein sollten, um somit zehn
Jahre nach Beginn der aussch-
ließlichen Einstellung zum geho-
benen Dienst auch den vorhan-
denen Beschäftigten des mittle-
ren Dienstes die gebotene Per-
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Ich darf mich bei den zahl-
reichen Kolleginnen und
Kollegen, die im vergange-
nen Jahr durch ihre unter-
schiedlichsten Berichter-
stattungen einen großen und
wichtigen Beitrag zum Erfolg
der Deutschen Polizei ge-
leistet haben, ganz herzlich
bedanken.

D. Schnubel,
Landesredakteur

Hugo Müller, Landesvorsitzender 
Foto: GdP-Archiv
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spektive zu bieten. Nach der Pla-
nung hätten somit bis 2005 856
Beförderungen nach A 9 m. D.
erfolgen müssen. Aufgrund der
in den Folgejahren tatsächlich zur
Verfügung stehenden  Beförde-
rungsbudgets konnten demge-
genüber aber bis zum Ende des
Jahres 2006 nur 557 Beförderun-
gen vorgenommen werden, also
299 weniger als in der Planung
für bis Ende 2005 vorgesehen.

Aktuell sind noch 189 Poli-
zeiobermeisterinnen und -meister
in der saarländischen Polizei vor-
handen.Aus Sicht der GdP ist dies
ein beklagenswerter und unhalt-
barer Zustand, und dies umso
mehr, als dass häufig eben diese
KollegInnen die direkt zum geho-
benen Dienst Eingestellten und
in der Bes.-Gr. A 9 befindlichen
nach ihrer Ausbildung in der poli-
zeilichen Praxis anlernen sol-
len/müssen.Der aus unserer Sicht
hier vorhandene Widerspruch liegt
auch darin, dass die Zuordnung
der Bes.-Gr.A 9 nach erfolgreicher
Ausbildung für die „Direktein-
steiger“ rechtlich nicht als „Beför-
derung“ gesehen wird, sondern
als „Zuweisung des Eingangsam-
tes“. Damit wird das Beförde-
rungsbudget der Polizei nicht be-
lastet. Im Gegensatz dazu ist dies
bei den PolizeiobermeisterInnen,
denen die Bes.-Gr.A 9 m.D.zuge-
ordnet werden soll (also im Prin-

zip auch das „Eingangsamt in der
Polizei“), aber sehr wohl der Fall.

Daher regen wir an, im Sinne
dieser Argumentation die noch
vorhandenen 189 Polizeiober-
meisterinnen und -meister außer-
halb des Beförderungsbudgets
der Polizei der Bes.-Gr.A 9 m. D.
zuzuordnen. Eine solche Ent-
scheidung würde die Spielräume
bei der Verteilung des Beförde-
rungsbudgets für die anderen
Besoldungsgruppen in der Polizei
erhöhen, und somit nicht nur bei
den Betroffenen, sondern insge-
samt auf eine sehr große Akzep-
tanz treffen.

Sehr geehrter Herr Minister-
präsident,

ich will am Ende nochmals den
„Kreis zum Ausgangspunkt,näm-
lich zur Übertragung des Tarif-
ergebnisses auf die Beamten,
schließen“. Würde man entspre-
chend des Tarifabschlusses den
Beamtinnen und Beamten für die
Jahre 2006 und 2007 im Sinne
einer sozialen Staffelung ver-
gleichbare Einmalzahlungen
gewähren, so hätten die Poli-
zeiobermeisterinnen und -meister
einen Anspruch von insgesamt
910,– Euro.

Auch vor diesem Hintergrund
verbleibe ich in der Hoffnung
einer positiven Antwort und mit
freundlichen Grüßen.

Hugo Müller

Organisationsgrad der IG-Metall.
Mit Kind und Kegel sind die Kol-
leginnen und Kollegen der IGM
unterwegs, um auf Missstände
hinzuweisen und diese anzu-
prangern.

Ab 11.00 Uhr schlängelte sich
dann ein mächtiger Demonstra-
tionszug durch Frankfurt. Ziel

war der Römerplatz, wo die
eigentliche Kundgebung statt-
fand. Dass der Römerplatz bei
geschätzten 25 000 Demonstrati-
onsteilnehmern aus allen Näh-
ten platzte war gut so. Gut so war
auch,dass eine kleine Schar GdP-
ler vor dem Römer „Flagge“
zeigte. Ging es doch um Themen
wie Gesundheitsreform, Rente
mit 67, Kündigungsschutz, Steu-

ergeschenke für Unternehmen,
die aus lauter Dankbarkeit dann
Arbeitsplätze abbauen u. v. m.

Hauptredner in Frankfurt war
der IG-Bau-Vorsitzende Klaus
Wiesehügel, der die geplanten
Reformen als „Kürzungspro-
gramme“ nicht jedoch als
Erneuerungen i. S. der Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer
bezeichnete.

Die fast dreistündige Veran-
staltung auf dem Römerplatz war
sehr interessant und kurzweilig
und hat für ein großes Medien-
interesse gesorgt. In den Nach-
richtensendungen von ARD und
ZDF stand die Berichterstattung
jedenfalls an erster Stelle.

Dirk Schnubel

LANDESJOURNAL

BRIEF AN PETER MÜLLER DEMONSTRATION IN FRANKFURT

TAUSCHPARTNER GESUCHT
Polizeikommissar im Wechselschichtdienst des PP Rheinpfalz,
PD Ludwigshafen, PI LU 1 sucht eine(n) Tauschpartner(in) aus
dem Saarland. Bei bestehendem Interesse bin ich wie folgt zu
erreichen: Olvhill@aol.com, Handy: 01 78/1 67 20 54

Zahnarztpraxis
Annemarie Richter
Dr. Martin Hassdenteufel
Friedhofstraße 9
66129 Bübingen

Tel. 0 68 05/83 59
Fax 0 68 05/15 69

Prophylaxe Recallservice
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Implantologie Digitales Röntgen

Empfang von 7.45 Uhr bis 18.30 Uhr · Termine nach Vereinbarung!
Unter diesem Motto stand am

21. 10. 2006 eine machtvolle
Demonstration der DGB-
Gewerkschaften. Weit über
200 000 Menschen versammel-
ten sich in Berlin, Dortmund,
Frankfurt, Stuttgart und Mün-
chen, um gegen die geplanten
sozialen Einschnitte zu demon-
strieren.Saarländischer Demons-
trationsschwerpunkt war Frank-
furt am Main. Am frühen Sams-

tagmorgen machten sich daher
über 5000 saarländische Gewerk-
schafter mit zwei Sonderzügen
und rund 70 Bussen auf den Weg
in die Finanzmetropole Frank-
furt. Ob IG-Metall, ver.di, IG-
Bau,Transnet, NGG, GEW oder
GdP, alle hatten mehr oder weni-
ger starke Abordnungen auf die
Beine gebracht.Für mich bewun-
dernswert ist immer wieder bei
solchen Veranstaltungen der hohe

Anzeige

DEMONSTRATION IN FRANKFURT

Das geht besser.
Aber nicht von allein!
Für die soziale Erneuerung Deutschlands

Vera Koch und Dieter Meissner auf dem „Römer“. Foto: Dirk Schnubel
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Historie

Mit verschiedenen Erlassen
und der Einführung der PDV
351 (SL) wurde in den 90er Jah-
ren verfügt, dass ab 1.April 1992
bei Unfällen der damaligen
Gruppe A (nur Sachschaden
unter 4000 DM; Verwarnungs-
tatbestand), die ab dem 1. 1. 1995
als S-1-Unfälle bezeichnet wur-
den, keine Sachbearbeitung
mehr erfolgt. Diese bis heute
geltende Regelung erfordert
aber weiterhin von der Polizei
● die Unfallstelle aufzusuchen,
● Maßnahmen der Gefahren-

abwehr einzuleiten und
● deliktisches Handeln mit einer

Verwarnung zu ahnden.
Den Unfallbeteiligten ist eine

Personalienaustausch-Karte aus-
zuhändigen, um die zivilrechtli-
che Schadensabwicklung zu
unterstützen.

Der Verkehrsunfall wird ledig-
lich statistisch nach den Kriterien
innerorts, außerorts oder BAB
erfasst.

Mit dieser Regelung sollte,
ohne die Qualität der Verkehrs-
sicherheitsarbeit und die Erfül-
lung des gesetzlichen Auftrags
zu beeinträchtigen, eine Entlas-
tung der Polizei sowie ein effizi-
enterer Personaleinsatz erzielt
werden.

Gestützt wurde diese Ent-
scheidung auf die Prognose, dass
ohne Berücksichtigung der so
genannten Bagatellunfälle noch
ca. 70% der polizeilich regis-
trierten Verkehrsunfälle für
Zwecke der Verkehrsunfall-
analyse zur Verfügung stehen.
Die damit verfügbare Daten-
grundlage wurde – trotz kriti-
scher Haltung des damaligen
Schutzpolizeiamtes – als ausrei-
chend angesehen.

Verfahren in anderen
Bundesländern

Die Diskussion über eine Ent-
lastung der Polizei durch den
Wegfall der Sachbearbeitung bei

so genannten Bagatellunfällen
wurde seinerzeit in allen Ländern
geführt. Letztlich haben sich
neben dem Saarland lediglich die
Länder Hessen und Schleswig-
Holstein zu diesem Schritt ent-
schlossen.

Auswirkungen dieser
Verfahrensweise

Im Ergebnis einer Betrachtung
der Langzeitentwicklung ist heute
festzustellen, dass der Verzicht
auf die Bearbeitung der S-1-
Unfälle (1992 noch als A-Unfälle
bezeichnet) die Validität der
Erkenntnisgrundlagen für eine
zielgerichtete polizeiliche Ver-
kehrssicherheitsarbeit beein-
trächtigt hat. Dies offenbart sich
in folgenden Problemfeldern:

● Gegenüber 1992 ist die Ver-
fügbarkeit von Verkehrsun-
falldaten als der wesentlichen
Analysegrundlage für die Ver-
kehrssicherheitsprävention von
den prognostizierten 70% auf
aktuell nur noch 38% des poli-

zeilich registrierten Verkehrs-
unfallgeschehens deutlich
zurückgegangen.

● Wegen der stark reduzierten
Datenbasis fehlen für die
Arbeit in den Verkehrsunfall-
kommissionen und den Ver-
kehrssicherheitsgremien um-
fassende Erkenntnisse zu den
Unfallursachen.

● Auch die polizeiliche Ver-
kehrsunfallprävention, insbe-
sondere die delikts- und ziel-
gruppenorientierte Einsatz-
planung der Verkehrsüberwa-
chung,wird dadurch erschwert
bzw.durch Unschärfen weniger
effizient.

● Der Verzicht auf die Erfassung
wesentlicher Verkehrsunfall-
daten führt zu grundsätzlichen
Ermittlungsdefiziten im stark
Dunkelfeld belasteten Krimi-

nalitätsfeld „manipulierte Ver-
kehrsunfälle“.

● Der Bürger erwartet von seiner
Polizei (Stichwort: Bürgerpo-
lizei) eine qualifizierte Hilfe-
leistung auch bei Sachverhal-
ten, die aus polizeilicher Sicht
als Bagatelle gesehen,aus Sicht
des Bürgers aber meist als Aus-
nahmesituation erlebt wird.
Die bisherige Praxis des Saar-

landes, auf die zumindest verein-
fachte Bearbeitung der S-1-Un-
fälle zu verzichten,wird auch wei-
terhin bis auf Hessen und Schles-
wig-Holstein von allen anderen
Ländern abgelehnt. Sie steht
zudem im Widerspruch zu den
Zielen und Inhalten der vom
Arbeitskreis II der Innenminis-
terkonferenz verabschiedeten
Leitlinien für die polizeiliche Ver-
kehrssicherheitsarbeit und der
bundesweit anerkannten und ein-
geführten Grundlagen für die
Arbeit der Verkehrsunfallkom-
missionen (Empfehlungen des
Instituts für Straßenverkehr des
Gesamtverbands der deutschen
Versicherungswirtschaft).

Ergebnis der
Gesamtbetrachtung

Die Wiedereinführung der
Bearbeitung so genannter Baga-
tellunfälle im erleichterten Ver-
fahren ist durch die damit reali-
sierte Verbesserung der Daten-
qualität für Verkehrsunfallanaly-
sen und die Arbeit der Verkehrs-
unfallkommissionen gerechtfer-
tigt. Hinzu kommen zu erwar-
tende deutliche Qualitäts-
steigerungen für die polizeiliche
Einsatzplanung und das Krimi-
nalitätsfeld „manipulierte Ver-
kehrsunfälle“. Ein wesentliches
Pro-Argument dürfte auch die
damit einhergehende bessere

LANDESJOURNAL

MODIFIZIERUNG DER VU-SACHBEARBEITUNG

Beabsichtigte Wiedereinführung einer
erleichterten Bearbeitung so genannter
Bagatellunfälle zum 1. 1. 2007
Von Bernd Brutscher, LPD

Quelle: Power-Point-Präsentation LPD/Füst/STB 1/SB 13, Folien 23, 12, 3
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Berücksichtigung der subjekti-
ven Sicherheitsbedürfnisse der
Bürger sein. Deren „Verkehrs-
unfallfurcht“ hat nach einer Lang-
zeitstudie der R+V-Versicherung
zu den Ängsten der Deutschen
2005 – konträr zur rückläufigen
Angst, Opfer einer Straftat zu
werden – gegenüber dem Vor-
jahr von 33% auf 39% zuge-
nommen.

Die Landespolizeidirektion
votierte nach Abwägung aller
Fakten in einer Vorlage an das
MfIFFS im Zusammenhang mit
der Umstellung der Vorgangsbe-
arbeitung von DIPOL auf
POLADIS (SAVIS) für die Ein-
führung einer vereinfachten Sach-
bearbeitung der bisherigen S-1-
Unfälle.

Dieses Votum hat die Landes-
polizeidirektion am 23. 8. 2006
im Rahmen einer hierzu einbe-
rufenen Besprechung mit den
Leitungen der Polizeibezirke und
der Polizeiinspektionen abge-
stimmt.

Die Absicht zur Wiederein-
führung der Bearbeitung so
genannter Bagatellunfälle in
einem erleichterten Verfahren ist
mittlerweile auch vom Polizei-
hauptpersonalrat zustimmend zur
Kenntnis genommen worden.

Verfahren

Die vereinfachte Bearbeitung
sieht im Wesentlichen die Erfas-
sung von Daten zu
● Unfallzeit,
● Unfallort,

● Unfallbeteiligten (Personalien,
Erreichbarkeit,Fahrerlaubnis-
daten),

● Unfallursachen,
● Besonderheiten der Unfall-

stelle und
● äußeren Umständen (Witte-

rung, Straßenzustand) vor.
Gegenüber der vollständigen

Unfallaufnahme ist der Daten-
erfassungsaufwand deutlich redu-
ziert.

Neuer Begriff
„Unfallkategorie 1 bis 5“ 

Der zum 1.1.2007 bevorste-
hende Systemwechsel bei der
polizeilichen Vorgangsbearbei-
tung von DIPOL auf das von
Rheinland-Pfalz übernommene
POLADIS-Verfahren (im Saar-
land als SAVIS bezeichnet) stellt
darüber hinaus nach  Auffassung
der Landespolizeidirektion einen
geeigneten Zeitpunkt für die not-
wendige Korrektur der bisheri-
gen Praxis des Verzichts auf die
Sachbearbeitung von S-1-Unfäl-
len (so genannte Bagatellunfälle)
dar.

Für die zeitgleiche Realisie-
rung spricht vor allem, dass im
POLADIS- bzw. SAVIS-Verfah-
ren bereits die Möglichkeit der
vereinfachten Bearbeitung die-
ser Verkehrsunfälle (Gruppe 5.1)
vorgesehen ist.

Die neuen Bezeichnungen
entsprechen damit den seit Jah-
ren im Straßenverkehrsunfall-
Statistikgesetz geläufigen Begrif-
fen.

LANDESJOURNAL
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Jeder Polizeibeamte kennt den
saloppen Begriff „Gebetbuch des
Polizeibeamten“, also die PDV
100.Dort wird in der Ziffer 1.5.3.5
von Belastungssituationen ge-
sprochen. Diese Ziffer war
Grundlage,dass im Jahr 2003 eine
Konzeption zur Einleitung von
Betreuungsmaßnahmen – Medi-
zinisch-psychologische Betreu-
ung nach besonders belastenden
Ereignissen für die saarländische
Polizei erarbeitet worden ist.
(S. a. Intranet Polizeiplus).

Damals war den Verantwort-
lichen bewusst, dass allgemeine
Belastungssituationen in dieser
Betreuungskonzeption unberück-
sichtigt blieben. Um aber der
Bedeutung allgemeiner Belas-
tungssituationen Rechnung zu
tragen, wurde ein Handlungsbe-
darf in dieser Hinsicht gesehen.
Daher erhielt die Fachhochschule
für Verwaltung,Fachbereich Poli-
zeivollzugsdienst, den Auftrag,
ein Angebot zu dem Thema
„Supervision“ im Fortbildungs-
programm 2004 zu erarbeiten.
Von Mai 2004 bis Januar 2005
wurden dann Führungskräfte des
höheren und gehobenen Polizei-
vollzugsdienstes durch die Poli-
zeiseelsorgerin für das Thema
„Supervision und Coaching“ sen-
sibilisiert. Seit dieser Zeit konnte
also auf diese Fürsorgemaß-
nahme zurückgegriffen werden.
Aber es mangelte weiterhin an
einer Konzeption, in der u. a.
ablauforganisatorische Regelun-
gen im Hinblick auf die Inan-
spruchnahme von Supervision
festgelegt worden sind.

In zwei Workshops unter
Beteiligung des Polizeihauptper-
sonalrates ist dann eine Konzep-
tion „Supervision in der Voll-
zugspolizei des Saarlandes“ erar-
beitet worden. Die beiden
wesentlichen Orientierungs-
punkte auf dem Weg zu dieser
Konzeption waren die Schaffung
einer einheitlichen Verständnis-
lage von Supervision sowie die

Einhaltung des Dienstweges bei
der Bedarfsmeldung von Super-
vision. Die Konzeption stellt
somit ein ergänzendes Angebot
bereits bestehender Instrumen-
tarien (wie z. B. Mitarbeiterge-
spräche, Einsatzvor-/-nachberei-
tungen, Qualitätszirkel, Polizei-
seelsorge,Polizeipsychologischer
Dienst etc.) in der saarländischen
Vollzugspolizei zur Bewältigung
und zum Umgang mit alltägli-
chen Problemen/Belastungen dar.
Da die Definitionen und Begriffs-
erklärungen von „Supervision“
sehr vielfältig sind, wurde für die
Konzeption folgende Definition
zugrunde gelegt:

„Supervision ist ein profes-
sionelles Beratungsangebot, das
zur Sicherung und Verbesserung
der Qualität beruflicher Arbeit
eingesetzt wird, das grundsätz-
lich der Entwicklung von Perso-
nen und Organisationen dient
und sich auf Kommunikation und
Kooperation im Zusammenhang
mit beruflicher Arbeit bezieht
und Reflexion ist.“

Sie setzt sich also konstruktiv-
konfrontativ mit Erlebnissen,
Problemen, Konflikten und Fra-
gen aus dem beruflichen Alltag
auseinander. Supervision bietet
Chancen zur emotionalen Ent-
lastung des Einzelnen, zur
Erhöhung der Arbeitszufrieden-
heit im Team sowie zur Perso-
nalentwicklung der gesamten
Organisation. Sie gewährt einen
unbelasteten Blick von außen.
Typischerweise beschäftigt sich
Supervision u. a. mit folgenden
Themenfeldern: Kommunikati-
onsverhalten,Führung und Dele-
gation, Veränderungsprozesse,
Konfliktbewältigung, Projekte,
Mobbing, Teamkonflikte, Kri-
senbewältigung, Motivationsfra-
gen, Entscheidungsfindung,
Stressbewältigung, Burn-out-
Prävention, Vorbereitung auf
neue Aufgaben und Funktionen,
Betriebsklima, Umstrukturie-
rung, Vorgesetzte.

Teilnehmer einer Supervision
sind der externe Supervisor sowie
der oder die Antragsteller (Super-
visand/en). Basis des Beratungs-
angebotes ist das Prinzip „Frei-
willigkeit“ für alle Beteiligte.Ziel-
gruppen von Supervision sind der
Einzelne, Teams (z. B. Dienst-
gruppen, Spezialeinheiten) und
Gruppen (z. B. DGL, PIL).

Von der Bedarfsfeststellung
bis hin zur Durchführung von
Supervision ist folgende Ablauf-
struktur zugrundegelegt worden:

1) Der Einzelne, Teams oder
Gruppen stellen einen Supervi-
sionsbedarf fest.

2) Der oder die Bedarfsträger
stellen auf dem Dienstweg einen
formellen Antrag auf Supervi-
sion an die Entscheiderstelle.Der
Dienstweg stellt sicher, dass die
vorgesetzten Stellen über die
Anliegen informiert sind und die
Möglichkeit einer Beteiligung
besteht. Die formellen Anträge
auf Supervision sind in jedem Fall
der Entscheiderstelle zuzuleiten.

Hierbei ist zu beachten, dass
die persönliche Mitteilung oder
Information bei Problemen jed-
weder Art an Personalvertreter,
Schwerbehindertenvertreter,
Frauenbeauftragte oder Polizei-
seelsorger hiervon unberührt
bleiben.Diese werden immer ein
offenes Ohr für die Probleme der
Kollegenschaft haben.

3) Die Entscheiderstelle wird
durch den Polizeipsychologen
wahrgenommen. Dieser verfügt
über die notwendige fachliche

Kompetenz, um über die Not-
wendigkeit von Supervision zu
entscheiden.

4) Bei Entscheidung für Super-
vision erfolgt ein Vertragsab-
schluss mit einem geprüften
externen Supervisor.

5) Durchführung der Supervi-
sion, wobei die Durchführungs-
zeiten als Dienstzeit gelten. Es
besteht Dienstunfallschutz
während des Weges nach und von
der Durchführungsörtlichkeit der
Supervision.

6) Der externe Supervisor mel-
det der Entscheiderstelle den
Abschluss der Supervision und
legt seine Rechnung vor.

Nach einer bestimmten Zeit
wird dann Bilanz gezogen,ob sich
Supervision für die saarländische
Vollzugspolizei bewährt hat oder
nicht. Somit ist schon festgelegt,
dass die Konzeption nichts Star-
res sondern ein fließender Pro-
zess ist, welcher stetig weiterent-
wickelt werden soll.

Supervision ist nichts Neues –
sie wird schon sehr erfolgreich
mit Angehörigen anderer Berufe
wie Ärzte, Lehrer, Unfallretter,
Sozialarbeiter, Klinikteams,
Erziehergruppen,Pflegediensten
etc. angewandt.

Also ein Appell an alle Kolle-
gInnen: Bei aller Skepsis gegen-
über einer neuen Maßnahme:
Geht konstruktiv kritisch mit der
angebotenen Möglichkeit um,
aber geht damit um. Denn rich-
tig ausgeführt kann Supervision
uns alle nur weiterbringen.

LANDESJOURNAL
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Supervision – nur ein Beratungsangebot
des Dienstherrn oder mehr?
Von Markus Summa
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Am 1. 9. 2006 fand auf der
Beach-Ball-Anlage in Fischbach
das 1.Beach-Ball-Turnier der Poli-
zeiinspektion Saarbrücken-Bur-
bach statt. Initiiert und hervorra-
gend organisiert wurde der Ball-
Spaß von Thorsten Derr (DG -
A-), welcher mit Unterstützung
aus familiären Reihen und seiner
Dienstgruppe eine Veranstaltung
auf die Beine stellte, bei der das
Aufwand-Fun-Verhältnis absolut
stimmte.Der gerechte Wettergott
tat das Seinige dazu und segnete
das „Open-Air-Event“ (Neu-

hochdeutsch . . . oder so . . .) mit
dem strahlendsten Sonnenschein
der umliegenden Wochen.

Zehn Mannschaften hatten sich
mit illustren Namen wie „Der Wolf
und das Geißlein“, „VC Ball ver-
schluckt“,„Die Kücheschwänzja“,
„Big-Small“, „Kommando Kel-
lerdaal“ oder „Pit’s Power Team“
angemeldet und waren bereit, für
die ausgelobte Preispalette – gestif-
tet von der Gewerkschaft der Poli-
zei – alles zu geben.

In zwei Gruppen wurden
zunächst in spannenden, kampf-
betonten Spielen die vier Finalis-
ten ermittelt. Hierbei war festzu-
stellen, dass trotz viel Klamauk
und Witzeleien die sportlich
ambitionierte Note nicht zu kurz
kam. Hinzu kamen „fachmänni-
sche“ Kommentare aus den
Zuschauerreihen („awwei hat
enn Freiburg de Seismograf aus-
geschlah“ oder „gebbds disch
aach enn schnell?“), welche die
Akteure/-innen zu Höchstleis-
tungen anspornten.

Am Ende bildeten die Mann-
schaften „Die Welpen“ (Thorsten
Derr/Vanessa Lamers), „Gum-

mibärchenbande“ (Wencke Förs-
ter/Winfried Altmeyer), „Ave
Cäsar“ (Nadja Klein/Michael
Marx) und „Die Rummstirza“
(Bernd Keller/als Ersatz für
Johannes Kunkel, Lothar Seel)
die Riege der „Final Four“ (wie-
der Neuhochdeutsch).

In einem packenden Dreisatz-
match konnten sich die Gum-
mibärchen gegen die Welpen
durchsetzen und standen damit
im Finale. In dem zweiten Spiel
reichten den Stirza zwei Sätze
gegen die Cäsarianer, was weni-
ger auf spielerisches Können als
vielmehr auf den Einsatz eines
ausgeruhten Ersatzmannes zu-
rückzuführen war.

Im Spiel um Platz 3 hatten am
Ende die Cäsarianer ihre Nasen
vorn,wohl auch weil Turnierleiter
Thorsten Derr und Mitstreiterin
Vanessa Lamers als Veranstalter
der Kollegenschaft der DG -C-
gerne den Vortritt ließen.

Im Finale kam es dann zum
Showdown zwischen Technik und
Kampf, Virtuosität und körper-
betontem Einsatz. Der erste Satz
ging hier an die „Rummstirza“,
welche beharrlich das Spielfeld
durchpflügten und nach länge-
rem Gleichstand davonziehen

konnten. Im zweiten Satz kam
die „Gummibärenbande“ besser
ins Spiel und konnte diesen klar
für sich entscheiden. Hierbei
wurde das spielerische Niveau
dieser beiden Akteure immer
wieder deutlich, beginnend bei

exakten Aufschlägen bis hin zu
schön gestellten Netzrollern.

Der dritte Satz war bis zum
Stande von 6 :6 völlig offen.Dann
konnte Wencke Förster mit einer
herrlichen Aufschlagsserie in
einem Zwischensprint ihre Mann-
schaft auf 11 : 6 davonziehen las-
sen.Trotz erbitterter Gegenwehr
und weiteren U-Boot-artigen
Angriffen auf das Spielfeld,konn-
ten die „Rummstirza“, welche
ihrem Namen alle Ehre machten,
den Spieß nicht mehr umdrehen
und mussten sich 12 :8 geschlagen
geben. Somit hatte das Turnier in
Wencke Förster und Winni Alt-
meyer einen würdigen Sieger
gefunden.

Die anschließende Siegereh-
rung wurde gemeinsam von

Thorsten Derr und dem langjähri-
gen GdP-Kameraden und Ver-
trauensmann Bernd Kimmling
vorgenommen.

Die ersten vier Mannschaften
erhielten hochwertige Sachpreise
in Form von Lebensmitteln und
alle anderen Teilnehmer als Trost-
preis einen Schlüsselanhänger der
GdP. Alle Preise waren von der
Gewerkschaft der Polizei dan-
kenswerterweise zur Verfügung
gestellt worden.

Einstimmige Meinung nach
dem Turnier war, dass diese Ver-
anstaltung auch im nächsten Jahr
wieder fester Bestandteil des
Dienstsportes sein sollte, so dass
es erneut heißen kann:

„Möge der Erste gewinnen!!!“
. . . oder so . . . FF

LANDESJOURNAL
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1. Beach-Ball-Turnier der PI Sbr.-Burbach

Turnierleitung und Verpflegungs-
station

Technik pur
Fotos: Jürgen Hoffmann
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Am 11.12.2006,14.00 Uhr, fin-
det in Illingen,Galgenbergstraße
1,Lokal Kercher-Scheidt,die Jah-
resmitgliederversammlung der
Kreisgruppe Neunkirchen statt.

Als Tagesordnung ist vorgese-
hen:
1. Eröffnung und Begrüßung
2. Totenehrung
3. Annahme der Tagesordnung
4. Grußwort der Gäste
5. Bericht des KG-Vorsitzenden
6. Bericht des Kassierers

7. Bericht des Landesbezirksvor-
sitzenden

8. Aussprache zu TOP 5-7
9. Ehrungen
10. Verschiedenes
11. Schlusswort

Alle GdP-Kolleginnen und
-Kollegen sind zu der Veranstal-
tung herzlich eingeladen. Im An-
schluss wird ein Imbiss gereicht.
Unter den anwesenden Gästen
wird ein GdP-WM-Lederfußball
verlost.

Der Kreisgruppenvorstand

sichtigung unter dem Titel „Täter,
Opfer,Mordsgeschichten“,gehal-
ten.

Und so führte uns der verklei-
dete Stadtführer – Pardon –
„Inspektor Tötz“, der gänzlich in
seiner Rolle des Kriminalbeam-
ten aus längst vergangenen Tagen
aufging, an die eher düsteren
Schauplätze der Altstadt, wo
Mord und andere Kapitalver-
brechen Kriminalgeschichte
geschrieben hatten.

Um einige Geschichten aus der
Unterwelt reicher, hieß es an-
schließend, sich dem eher gemüt-
lichen Teil der Fahrt zu widmen.
In einem urigen Keller-Restau-
rant in der Innenstadt, dem
„Tacheles“ (Danke fürs Organi-
sieren, Eva), wurde bei deftigem
Essen und gemütlichem Bierchen
das bisher Erlebte besprochen
und Pläne für den weitern Verlauf
des Abends gemacht.

Abschluss des Abends war der
Besuch im „Jazz-Club“, in dem
allerdings alles außer Jazz gespielt
wurde – zu unserer „tanzwüti-
gen“ Freude.Hier wurde gefeiert
bis in den nächsten Tag hinein –

und man munkelt, nicht jeder
hätte die Nacht in der Jugend-
herberge verbracht.

Die unterhaltsame Rückfahrt
(„Ist der Hans da?“) endete recht
schnell wieder in Saarbrücken,
wo die Bildungsfahrt offiziell für
beendet erklärt wurde.

Ein Dank geht an Helmut,
unserem Ia-Busfahrer von „Klos
Omnibusreisen“, Herrn Wigand
Alpers alias „Inspektor Tötz“ für
die spannende Stadtführung
sowie natürlich an unseren Lan-
desjugendvorsitzenden,Jens Ber-
ner, für das Organisieren dieser
tollen Fahrt.Und last but not least
an alle Teilnehmer, die mit ihrer
guten Stimmung und mit viel
Begeisterung wieder einmal eine
Bildungsfahrt zu einem unver-
gessenen Erlebnis gemacht haben.

Doch eine Frage bleibt:Wohin
fahren wir denn das nächste
Mal???

Eine CD-ROM mit über 300
Bildern von der Bildungsfahrt ist
für alle Teilnehmer/-innen bei
mir, Andreas Rinnert (P26a),
oder über info@jungegruppe-
saarland.de erhältlich.

LANDESJOURNAL
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Mitgliederversammlung

Nach fast einem ganzen Jahr
Warten, hieß es letzten Samstag,
gegen 10 Uhr morgens, endlich
wieder „Einsteigen!“ – zur Bil-
dungsfahrt 2006.Nachdem es letz-
tes Jahr nach Köln ging, war die-
ses Jahr die wärmste Stadt

Deutschlands, Freiburg i. Br., das
Ziel unserer Reise.

Nach einer ca. 3-stündigen,
äußerst komfortablen Busfahrt,
waren wir am frühen Nachmit-
tag endlich in Freiburg und bezo-

gen die Zimmer in der dortigen
Jugendherberge.

Danach ging es gleich in die
Stadt,um dort ein bisschen „Auf-
klärung“ zu betreiben.

Doch uns blieb nur eine
knappe Stunde, um etwas orien-

tierungslos umherzulaufen, denn
der Stadtbesichtigungstermin
stand an. Hierbei sollte es sich
nicht um eine herkömmliche
Stadtführung handeln, nein –
standesgemäß war die Stadtbe-

JUNGE GRUPPE I

Bildungsfahrt
nach Freiburg

Am 7. 9. 2006 begrüßte die JUNGE GRUPPE die neu eingestellten 
Kolleginnen und Kollegen im Rahmen eines Grillnachmittags auf dem
Wackenberg. Jens Berner und sein Landesjugendvorstand stellte sich
den jungen Polizistinnen und Polizisten vor. Neben heißem „Grillgut“ und
kühlen Getränken gab es erste Hinweise für den neuen Beruf, u. a. zu
Gehaltszahlungen pp. Ralf Porzel, Bruno Leinenbach, Wolfgang Schäfer
und Charly Wannenmacher nahmen als Vertreter des Landesvorstandes
an der Veranstaltung teil. Foto: Dirk Schnubel

JUNGE GRUPPE II

Die JUNGE GRUPPE auf Bildungsfahrt Foto: JG


